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A N F R A G E von Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Nina Fehr Düsel (SVP, 

Küsnacht) 
 
betreffend Stopp der Bürokratie gegen Igelstationen 
____________________________________________________________________________ 
 
Ein neues Merkblatt des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) und des Bundesamtes für Lebens-
mittelsicherheit und Veterinärwesen (BLV) über «Anforderungen an die temporäre Haltung und 
Notpflege von Igeln» (Januar 2017) greift tief in gewachsene Strukturen der seit Jahrzehnten 
bestehenden Igelstationen ein und desavouiert langjährige Leiterinnen und Mitarbeiterinnen die-
ser Einrichtungen. Dem effektiven Tierschutz - der Ermöglichung von pragmatischer, fachge-
rechter Notpflege - erweist das Merkblatt einen Bärendienst.  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Arbeit in den Igelstationen im Kanton? 
 
2. Hält der Regierungsrat die im neuen Merkblatt des BAFU und des BLV festgehaltenen Vor-

schriften für zielführend? 
 
3. Beabsichtigt der Regierungsrat, den bisherigen Leiterinnen der Igelstationen eine Weiterfüh-

rung ihrer Arbeit zu verbieten? 
 
4. Ist der Regierungsrat bereit, den im Merkblatt offengelassenen alternativen Weg zu be-

schreiten, sodass die bisher erfolgreich arbeitenden Freiwilligen ihre Arbeit wie bisher fort-
setzen können? 

 
5. Wie steht der Regierungsrat zum offensichtlichen Widerspruch im Merkblatt, wonach nur 

noch Tierärzte Igel sedieren oder euthanasieren sollen, obwohl Veterinärmediziner keine 
Wildtiere behandeln dürfen, weil dies künftig nicht mehr durch nicht-veterinärmedizinisch ge-
schulte Personen auf den Auffangstationen gemacht werden soll? Wie gedenkt der Regie-
rungsrat diesen Widerspruch zu beheben? 

 
6. Unterstützt der Regierungsrat den um sich greifenden Regulierungseifer, in sämtlichen Le-

bens- und Umweltbereichen nur noch sogenannte professionelle Helferinnen und Helfer zu-
zulassen? 

 
7. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass solch engmaschige Regulierungen die Freiwilligen-

arbeit generell beeinträchtigen, weil sie Menschen abschrecken, sich zu engagieren? 
 
 
 Ann Barbara Franzen 
 Nina Fehr Düsel 
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